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7. entgegen $ 3 Nr. 7 Pflanzen einbringt oder Tiere aussetzt; 
8. entgegen $ 3 Nr. 8 das Naturschutzgebiet außerhalb der Wege 

betritt; 
9. entgegen $ 3 Nr. 9 lagert, zeltet, Wohnwagen aufstellt, lärmt, 

Feuer anzündet oder unterhält; .. 
10. entgegen $ 3 Nr. 10 mit Kraftfahrzeugen oder Fahrrädern außerhalb der dafür zugelassenen Wege fährt oder Kraftfahr- zeuge parkt oder außerhalb dieser Wege reitet; 
11. entgegen $ 3 Nr. 11 Kraftfahrzeuge wäscht oder pllegt; 
12. entgegen $ 3 Nr. 12 Drainmaßnahmen durchführt; 
13. entgegen $ 3 Nr. 13 düngt, Holz- oder Pflanzenschutzmittel anwendet; 
14. entgegen $ 3 Nr. 14 Hunde frei laufen 1äBt; 
15. entgegen $ 3.Nr. 14 gewerbliche Tätigkeiten ausübt. 

87 
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 
Gießen, 6. Septeinber 1994 

Regierungspräsidium Gießen 
gez. Bäumer 
Regierungspräsident 

StAnz. 39/1994 S. 2798 

Abgrenzungskarte {Anlage 2), Bestandteil der 
Verordnung 
Natursch jet „Höllerskopf“ 
Ausschnitt aus der Forstgrundkarte im Maßstab 1:5 000 
= --- Grenze des Schutzgebistes 

Landkreis: Vogelsbergkreis 
Stadt: Schotten 

Betzenrod Gemarkung: 

Verordnung über das Naturschutzgebiet „Hangelstein“ ‚vom 6. September 1994 
Auf Grund des $ 16 Abs. 3 und des $ 17 Abs. 1 des Hessischen Naturschutzgesetzes vom 19, September 1980 (GVBLIS, 309), zuletzt geändert durch Gesetz vom 21. Dezember 1988 (GVBl. I S. 429), wird, nachdem den nach 829 des Bundesnaturschutzgesei- zes inder Fassung vom 12. März 1987 (BGB1.1 S. 890), zuletzt geändert durch Gesetz vom 6. August 1993 (BGBL IS. 1458), anerkannten Verbänden Gelegenheit zur Äußerung gegeben wurde, mit Genehmigung der obersten Naturschutzbehörde ver- ordnet:
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(1) Der Basaltkegel des Hangelsteins sowie die angrenzenden 

Hangbereiche nordöstlich von Gießen werden in den Grenzen, die 

sich aus der in Abs. 3 genannten Abgrenzungskarte ergeben, zum 

Naturschutzgebiet erklärt. 

:(2) Das Naturschutzgebiet „Hangelstein“ besteht aus Flächen in 

den Gemarkungsteilen „Der Hangelstein“, „Der Hundsköppel“ 

und „Die Teufelspfütze“ in der Gemarkung Wieseck der Stadt 

Gießen im Landkreis Gießen. Es hat eine Größe von 106,10 ha. Die: 

örtliche Lage des Naturschutzgebietes ergibt sich aus der als 

Anlage 1 zu dieser Verordnung veröffentlichten Übersicht
skarte 

im Maßstab 1 : 25 000. j 

(3) Die Grenzen des Naturschutzgebietes sind in der Abgrenzungs- 

karte im Maßstab 1 : 5 000 festgelegt, in der das Naturschutzgebiet 

mit einer unterbrochenen schwarzen Linie umrandet ist. Die Karte 

ist Bestandteil dieser Verordnung. Sie wird als Anlage 2 zu dieser 

Verordnung veröffentlicht. 

(4) Das Naturschutzgebiet ist durch amtliche Schilder gekenn- 
zeichnet. j 

REN? 
aXxKıA 

ER) an N 
SLR 

: a a A \ = 82. Area 
ST N nn 

\ : Übersichtskarte als Anlage 1 zur 
Verordnung über das Naturschutzgebiet „Hangelstein“ 

weh Auszug aus Top. Karte, Maßstab 1: 25.000, Nr. 5318, 
4‘ des Hessischen Landesvermessungsamtes, 
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82 
Zweck der Unterschutzstellung ist es, die naturnahen, arten- und strukturreichen Laubwaldgesellschaften des Hangelsteins als Standort seltener und bestandsgefährdeter Pflanzen- und Tierar- ten zu erhalten, langfristig zu sichern und ökologisch aufzuwerten. Dies soll insbesondere durch Reduktion des Nadelholzanteiles und durch Nutzungsverzicht in den Laubwaldbeständen erreicht wer- en 

83 
Als Handlungen, die zu einer Zerstörung, Beschädigung oder Ver- änderung des Naturschutzgebietes oder seiner Bestandteile oder zu einer nachhaltigen Störung führen können ($ 12 Abs. 2 Satz 1 des Hessischen Naturschutzgesetzes), sind verboten: 
1. bauliche Anlagen im Sinne des $ 2 Abs. 1 der Hessischen Bauordnung vom 20. Dezember 1993 (GVBL. IS. 655) herzu- stellen, zu erweitern, zu ändern oder zu beseitigen, ungeachtet desin $ 1 Abs. 2 der Hessischen Bauordnung ausgenommenen Anwendungsbereiches oder einer auf Grund anderer Rechts- vorschriften erteilten Genehmigung; 
2. Bodenschätze oder andere Bodenbestandteile abzubauen oder zu gewinnen, Sprengungen oder Bohrungen vorzunehmen oder sonst die Bodengestalt zu verändern; 
3. Inschriften, Plakate, Bild- oder Schrifttafeln anzubringen oder aufzustellen; 
4. Gewässer zu schaffen, zu verändern oder zu beseitigen, insbe- sondere Wasserläufe, Wasserflächen oder Tümpel einschließ- lich deren Ufer oder den Zu- und Ablauf des Wassers oder den Grundwasserstand zu verändern oder Sümpfe oder sonstige Feuchtgebiete zu entwässern oder über den Gemeingebrauch hinaus Wasser zu entnehmen; 
5. Pflanzen einschließlich der Bäume und Sträucher zu beschädi- gen oder zu entfernen; . 
6. wildliebenden Tieren nachzustellen, sie mutwillig zu beunruhi- gen, ihre Laute nachzuahmen, sie an ihren Brut- oder Wohn- stätten zu fotografieren, zu filmen oder dort ihre Laute auf Tonträger aufzunehmen, Vorrichtungen zu ihrem Fang anzu- bringen, sie zu fangen, zu verletzen oder zu töten oder ihre Puppen, Larven oder Eier, Nester oder sonstige Brut- oder Wohnstätten fortzunehmen oder zu beschädigen; 

. Pflanzen einzubringen oder Tiere auszusetzen; 
8. das Naturschutzgebiet außerhalb der dafür zugelassenen Wege zu betreten; 
9. zu lagern, zu zelten, Wohnwagen aufzustellen, zu lärmen, Feuer anzuzünden oder zu unterhalten oder Drachen oder Modellflugzeuge starten oder landen zu lassen; 

10. mit Kraftfahrzeugen oder Fahrrädern außerhalb der dafür zugelassenen Wege zu fahren oder Kraftfahrzeuge zu parken oder außerhalb dieser Wege zu reiten; 
11. Kraftfahrzeuge zu waschen oder zu pflegen; 
12. zu düngen oder Pflanzen- oder Holzschutzmittel anzuwenden; 
13. Hunde frei laufen zu lassen; 
14. gewerbliche Tätigkeiten auszuüben; 
15. Wild zu füttern oder durch Futter anzulocken. 

I
 

84 
Ausgenommen von den Verboten des $ 3 bleiben: _ 
1. folgende Maßnahmen zur Schaffung, Erhaltung und Förderung naturnaher, standortgemäßer, struktur- und artenreicher Waldbestände: j 

a) die einzelstammweise Entnahme von Laubbäumen zur Re- gelung der Mischungs- und Lichtverhältnisse in gepflanz- ten Laubholzjungbeständen; 
b) die Reduzierung der Nadelholzanteile in Mischbeständen; 
c) die Entnahme der Nadelholzreinbestände mit dem Ziel der Wiederbewaldung durch Sukzession; 
d) die Entnahme von nicht einheimischen Laubbäumen; 

2. die Ausübung der J: agd auf Schalenwild, Fuchs und Waschbär, jedoch unter den in $ 3 Nr. 15 genannten Einschränkungen; 
3. Maßnahmen zur Überwachung, Unterhaltung und Instandset- zung der vorhandenen Ent- und Versorgungsanlagen in der Zeit vom 15. Juli bis 15. März; 
4. denkmalpflegerische Arbeiten im Bereich der Wallanlage im Einvernehmen mit der oberen Naturschutzbehörde; 
5. Maßnahmen zur Unterhaltung und Instandsetzung der für Fußgänger, Reiter und Fahrzeuge zugelassenen Wege in der Zeit vom 15. Juli bis 15. März. 

Von den Verboten des $ 3 kann unter den Voraussetzungen des 8 31 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 des Bundesnaturschutzgesetzes auf Antrag Befreiung gewährt werden. Über den Antrag entscheidet die obere Naturschutzbehörde. Die Befreiung kann mit Nebenbestimmun- gen versehen werden. 

86 
Ordnungswidrig im Sinne des $ 43 Abs. 2 Nr. 16 des Hessischen Naturschutzgesetzes handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig: 
1. entgegen $ 3 Nr, 1 bauliche Anlagen herstellt, erweitert, ändert oder beseitigt; 

2. entgegen $ 3 Nr. 2 Bodenschätze oder andere Bodenbestand- 
teile abbaut oder gewinnt, Sprengungen oder Bohrungen vor- nimmt oder sonst die Bodengestalt verändert; 

3. entgegen $ 3 Nr. 3 Inschriften, Plakate, Bild- oder Schriftta- feln anbringt oder aufstellt; 
4. entgegen $ 3 Nr. 4 Gewässer schafft und Gewässer, Gewässe- rufer, Feuchtgebiete und Wasser in der bezeichneten Art be- einflußt; 
5. entgegen $ 3 Nr. 5 Pflanzen beschädigt oder entfernt; 
6. entgegen $ 3 Nr. 6 wildlebende Tiere in allen Entwicklungsstu- 

fen in der bezeichneten Art beeinträchtigt oder Vorrichtungen 
zu deren Fang anbringt oder ihre Brut- und Wohnstätten 
fortnimmt oder beschädigt; 

7. entgegen $ 3 Nr. 7 Pflanzen einbringt oder Tiere aussetzt; 
8. entgegen $3 Nr. 8 das Naturschutzgebiet außerhalb der dafür zugelassenen Wege betritt; 
9. entgegen $ 3 Nr. 9 lagert, zeltet, Wohnwagen aufstellt, lärmt, Feuer anzündet oder unterhält, oder Drachen oder Modeliflug- 

zeuge starten oder landen läßt; 
10. entgegen $ 3 Nr. 10 mit Kraftfahrzeugen oder Fahrrädern außerhalb der dafür zugelassenen Wege fährt oder Kraftfahr- zeuge parkt oder außerhalb dieser Wege reitet; 
11. entgegen $ 3 Nr. 11 Kraftfahrzeuge wäscht oder pflegt; 
12. entgegen $ 3 Nr. 12 düngt oder Pflanzen- oder Holzschutzmit- 

tel anwendet; 
13. entgegen $ 3 Nr. 13 Hunde frei laufen läßt; 
14. entgegen $ 3 Nr. 14 gewerbliche Tätigkeiten ausübt; 
15. entgegen 8 3 Nr. 15 Wild füttert oder anlockt. 

Die Verordnung über das Naturschutzgebiet „Hangelstein“ im Stadtkreis Gießen vom 16. August 1976 (StAnz. S. 1644), geändert durch Verordnung zur Änderung von Zuständigkeiten in Verord- nungen über Naturschutzgebiete und Landschaftsschutzgebiete im Regierungsbezirk Gießen vom 4. September 1989 (StÄnz. S. 1988), wird aufgehoben. 

88 
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft, 
Gießen, 6. September 1994 

Regierungspräsidium Gießen 
gez. Bäumer 
Regierungspräsident 

StAnz. 39/1994 5. 2800 

Verordnung zur Festsetzung eines Wasserschutzgebieteg für die Wassergewinnungsanlagen „Quellen 1 + 2“ und „Tiefbrunnen“ im Ortsteil Hausen der Gemeinde Wald- brunn, Landkreis Limburg-Weilburg, vom 15, Juni 1994 
Auf Grund des $ 19 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 1986 (BGBLI S.1529), zuletzt geändert durch Gesetz vom 26. August 1992 (BGBl. I S. 1564), und des $29 des Hessischen Wassergesetzes (HWG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Januar 1990 (GVBU.IS. 114), zuletzt geändert durch Gesetz vom 26. Juni 1990 (GVBl. 1S. 197), wird folgendes verordnet: 

81 
Schutzgebietsfestsetzung 

Im Interesse der öffentlichen Wasserversorgung wird zum Schutz des Grundwassers im Einzugsgebiet der Wassergewinnungsanla- gen „Quellen 1 + 2“ und „Tiefbrunnen“ im Ortsteil Hausen zugun-
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Staatliche Anerkennung als Untersuchungsstelle für Ab- 
wasseruntersuchungen 
Bezug: Bekanntmachung vom 13. Juni 1984 (StAnz. S. 1299) 

Die mit o. a. Bekanntmachung erfolgte Anerkennung des Labora- 
toriums Rolf Hampe, ehemals Rheinstraße 10, jetzt: Ludwigstr. 17, 
6078 Neu-Isenburg, wird bis zum 
verlängert. . 31. Mai 1990 

Die — wie vorerwähnt — verlängerte Anerkennung umfaßt die in 
dem Merkblatt B-1/2 der Hessischen Landesanstalt für Umwelt 
aufgeführten, mit Ausnahme der nachstehenden Parameter (die 
folgende Numerierung entspricht der des o. g. Merkblattes, Stand: 
1. Januar 1988): 

Index-Nr. Parameter 

— 156-1/2 Barium 
— 316 Mercaptane 
— 317 Schwefelkohlenstoff 
— 321-1/2 Fluorid ° 
— 336-1 extrahierbare, organisch 

' gebundene Halogene (EOX) 
— 671 Fischgiftigkeit als 

Verdünnungsfaktor Gr 
— Untergruppe (Blatt 7-3) die aromatischen. Kohlenwas- 

der Indexgruppe 700 serstoffe Benzol, Toluol, Xylol 
(„BTX“) 

— Untergruppe (Blatt 7-5) aromatische Amine 

‚Darmstadt, 15. Juni 1989 

Staatliche Anerkennung als Untersuchungsstelle für Ab- 
wasseruntersuchungen 

1. Gegenstand der Anerkennung 
Die OECOLAB Dr. Forster GmbH, Behringstraße 2, 6840 
Lampertheim, wird auf ihren Antrag vom 8. Juni 1988 gemäß 
& 45 c Abs. 3 des Hessischen Wassergesetzes (HWG) i. V. m. 
88 5 ff. der Eigenkontrollverordnung (EKVO) widerruflich als 
Untersuchungsstelle für Abwasser anerkannt. 

1.1 Die Anerkennung gilt für die Analytik folgender Parameter/ 
Parametergruppen (Index-Nrn. bzw. Index-Gruppen) nach 
dem Verzeichnis B-1/2 der Hessischen Landesanstalt für Um- 
welt: 

Index-Gruppe 000: 
Index-Gruppe 100: 

Regierungspräsidium Darmstadt 
V 39a — 79 £ 12/01 — Hampe 

StAnz. 39/1989 S. 1988 

Allgemeine Wasseruntersuchungen 
Metallanalysen, mit Ausnahme der Para- 
meter: 
Index-Nr. 123 Vanadium 
Index-Nr. 156-1/2 Barium 

Index-Gruppe 200: Nichtmetalle I 
Index-Gruppe 300: Nichtmetalle I, mit Ausnahme der Para- 

meter: - 
Index-Nr. 321-1/2 Fluorid 
Index-Nr. 336-1 EOX 
Index-Nr. 336-7 POX 

Index-Gruppe 400: Gruppenbestimmungen I 
Index-Gruppe 500: Gruppenbestimmungen II, mit Aus- 

nahme des Parameters: . 
Index-Nr. 523/524 Organisch gebunde- 

ner " Kohlenstoff 
(TOC/DOC) 
523 = TOC, 

' 524 = DOC 
Index-Gruppe 635: Biochemischer Sauerstoffbedarf (BSE,) 
Index-Gruppe P: Probenahme, Vorbehandlung und Kon- 

servierung 
Index-Gruppe @: Analytische Qualitätssicherung (AQS) 

1.2 Die Anerkennung ist befristet bis 3 Monate nach Umzug in 
das neu zu errichtende Labor auf dem Grundstück Behrings- 
traße 2, spätestens jedoch bis zum 31. Diezember 1990. 

Darmstadt, 19. Juli 1989 

Regierungspräsidium Darmstadt 
v39a—79£f12/01 —0 

StAnz. 39/1989 S. 1988 

Konstituierende Sitzung der Regionalen Planungsver- 
sammlung beim Regierungspräsidium Darmstadt 
Am Mittwoch, 4. Oktober 1989, 15.00 Uhr, findet im Stadtverord- 
netensitzungssaal im Rathaus „Römer“ in Frankfurt am Main die 
konstituierende Sitzung der Regionalen Planungsversammlung 
beim Regierungspräsidium Darmstadt statt. 
Es ist folgende Tagesordnung vorgesehen: 
1. Eröffnung und Begrüßung 
2. Übernahme der Sitzungsleitung durch das an Jahren älteste 

Mitglied der Regionalen Planungsversammlung 
3. Wahl des Vorsitzenden der Regionalen Planungsversammlung 
4. Wahl der Mitglieder des Präsidiums der Regionalen Planungs- 

versammlung 

a) Vier Stellvertreter. 
b) Fünf Beisitzer 

c) Zwei Schriftführer 
5. Wahl/Benennung der Mitglieder der Ausschüsse der Regiona- 

len Planungsversammlung 
6. Vorlage des Raumordnungsberichtes — Teill— 
7. Ergänzung des Regionalen Raumordnungsplans Südhessen 

um zwei „Industrie- und Gewerbeflächen, Zuwachs“ im An- 
schluß an die „Industrie- und Gewerbefläche, Bestand“ (Ti- 
cona) in Kelsterbach 

8. Beschluß gemäß $ 5 Abs. 1 Nr. 2 HLPG i. V. m. Teil B Nr. 10 
HLROP zur Ergänzung des Regionalen Raumordnungsplans 
Südhessen 

9. Stellungnahme der Regionalen Planungsversammlung nach 
$5 Abs. 2 Nr. 1 HLPG zu dem Entwurf des Abfallentsor- 
gungsplanes Hessen (Teilplan 1: Hausmüll und Abfälle der 
Kategorie I) 

Antrag der SPD-Fraktion auf Beteiligung der Regionalen Planungsversammlung in dem Anhörungsverfahren zum Ab- fallentsorgungsplan des Landes Hessen 
10. Antrag der SPD-Fraktion zur geplanten Sondermülldeponie 

Mainhausen 
11. Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN zur geplanten Errichtung 

eines Sonderlandeplatzes in der Gemeinde Birstein, OT Ober- 
sotzbach . 

12. Verschiedenes 

Darmstadt, 11. September 1989 

Regierungspräsidium Darmstadt 
VE 51 — 93 b 10/01 

StAnz. 39/1989 S. 1988 

GIESSEN 
Verordnung zur Änderung von Zuständigkeiten in Verord- 
nungen über Naturschutzgebiete und Landschaftsschutz- 
gebiete im Regierungsbezirk Gießen vom 4. September 
1989 
Auf Grund des $ 16 Abs. 3 und des & 17 Abs. 1 des Hessischen 
Naturschutzgesetzes vom 19. September 1980 (GVBl. IS. 309), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 21. Dezember 1988 (GVBL I 
S. 429), wird, nachdem den nach $ 29 des Bundesnaturschutzgeset- 
zes i. d. F. vom 12. März ‚1987 (GVBL IS. 890) anerkannten 
Verbänden Gelegenheit zur Äußerung gegeben wurde, mit Geneh- 
migung der obersten Naturschutzbehörde, verordnet: 

Art.1 
(1) In den Verordnungen über die Naturschutzgebiete: 
„Gießener Bergwerkswald“ vom 3. August 1976 

(StAnz. S. 1552), 
„Hangeistein“ vom 16. August 1976 

(StAnz, S. 1644), 
„Kümmelberg“ vom 26. Januar 1976 

{StAnz. S. 298), 
„Koppe* vom 24. August 1976 

(StAnz. S. 1641), 
„Urwaldzelle“ vom 3. August 1976 

. (StAnz. S. 1521), 
„Arfurter Felsen“ vom 12. Oktober 1977 

(StAnz. S. 2335), 
„Runkeler Laach“ vom 18. Oktober 1978 

(StAnz. S. 2264),
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„Blockfelder am Taufstein“ vom 25. September 1973 

. (StAnz. S. 1859), . 
geändert durch Verordnung 
vom 29. März 1974 

(StAnz. S. 775), 
vom 9. Oktober 1973 - - 
(StAnz. S. 1949), 
geändert durch Verordnung 
vom 29. März 1974 

(StAnz. S. 776), 
vom 6. Dezember 1974 
(StAnz. S. 2414), 
vom 3. Oktober 1975 
(StAnz. S. 1943), 

- vom 30. April 1976 
(StAnz. S. 949), 

„Forellenteiche“ 

„In der Breungeshainer Heide“ 

„Obermooser Teich“ 

„Reichloser Teich“ 

„Rothenbachteich“ vom 3. April 1974 
und (StAnz. S. 834) 
„Wäldchen am Oppenrod“ vom 25. März 1974 

(StAnz. S. 774) 
erhält $ 5 folgende Fassung: 

„85 
- Von den Verboten des $ 3 kann unter den Voraussetzungen des $ 31 

Abs. 1 Nrn. 1 und 2 des Bundesnaturschutzgesetzes auf Antrag 

Befreiung erteilt werden. Über den Antrag entscheidet die obere 

Naturschutzbehörde. Die Befreiung kann mit Nebenbestimmun- 

gen nach 8 36 des Hessischen Verwaltungsverfahrensgesetzes ver- 

sehen werden.“. j 

(2) In den Verordnungen über die Naturschutzgebiete: 

„Brühl von Erda“ vom 10. Dezember 1979 
(StAnz. S. 2456), 
vom 16. Oktober 1979 

- (StAnz. S. 2132), 
„Westspitze Dutenhofener See“ 

„Teufelsgraben“* vom 9. Juli.1979 

und (StAnz. S. 1589) 

„Kehnaer Trift“ vom 8. Juli 1980 
- (StAnz. S. 1342) 

erhält $ 6 folgende Fassung: 

Von den Verboten des $ 4 kann unter den Voraussetzungen des $ 31 

Abs. 1 Nrn. 1 und 2 des Bundesnaturschutzgesetzes auf Antrag 

Befreiung erteilt werden. Über den Antrag entscheidet die obere 

Naturschutzbehörde. Die Befreiung kann mit Nebenbestimmun- 

gen nach $ 36 des Hessischen Verwaltungsverfahrensgesetzes ver- 

sehen werden.“. . 

Soweit in Verordnungen auf Grund der $$ 16 und 18 des Hessi- 

schen Naturschutzgesetzes oder des $ 13 Abs. 2, $ 15 Abs. 1, 85 

und $ 19 des Reichsnaturschutzgesetzes vom 26. Juni 1935 (RGBLI 

S. 821), zuletzt geändert durch Gesetz vom 4. September 1974 

(GVBl. 1S. 361) und des $ 7 Abs. 5 der Verordnung zur Durchfüh- 

rung des Reichsnaturschutzgesetzes vom 31. Oktober 1935 (RGBl.I 

S. 1275), zuletzt geändert durch Verordnung vom 13. September 

1977 (GVBl. IS. 360), eine Beteiligung der Hessischen Landesan- 

stalt für -Umwelt vorgesehen ist, werden die entsprechenden Vor- 

schriften aufgehoben. \ 

Art.4 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung im Staats- 

anzeiger für das Land Hessen in Kraft. 

Gießen, 4. September 1989 

Regierungspräsidium Gießen 
gez. Dr. Riehl 
Regierungspräsident 

StAnz. 39/1989 S. 1988 

Verordnung zur Verlängerung der Verordnung zur einst- 

weiligen Sicherstellung des künftigen Naturschutzgebietes 

„Brießelserlen“ als Regenerationsgebiet vom 25. Oktober 

1984 vom 7. September 1989 

Auf Grund des $ 18 Abs. 3 des Hessischen Naturschutzgesetzes 

vom 19. September 1980 (GVBl. IS. 309), zuletzt geändert durch 

Gesetz vom 29. März 1988 (GVBL. IS. 130), wird verordnet: 

Die Gültigkeitsdauer der Verordnung zur einstweiligen Sicherstel- 

lung des künftigen Naturschutzgebietes „Brießelserlen“ als Rege- 

nerationsgebiet vom 25. Oktober 1984 (StAnz. S. 2215) wird um 

fünf Jahre auf zehn Jahre verlängert. 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Staats- 

anzeiger für das Land Hessen in Kraft. . 

Gießen, 7. September 1989 

Regierungspräsidium Gießen 
gez. Dr. Rhiel 
Regierungspräsident ö i 

StAnz. 39/1989 .S. 1989 

Verordnung zur Verlängerung der Verordnung zur einst- 

weiligen Sicherstellung des künftigen Naturschutzgebietes 

„Heifholzwiesen bei Erda“ vom 9.Oktober 1986 vom 

7. September 1989 

Auf Grund des $ 18 Abs. 1 des Hessischen Naturschutzgesetzes 

vom 19. September 1980 (GVBl. 1S. 309), zuletzt geändert durch 

Gesetz vom 29. März 1988 (GVBl. TS. 130), wird verordnet: 

Die Gültigkeitsdauer der Verordnung zur einstweiligen Sicherstel- 

lung des künftigen Naturschutzgebietes „Helfholzwiesen bei 

" Erda“ vom 9. Oktober 1986 (StAnz. S. 2051) wird um zwei Jahre 

auf fünf Jahre verlängert. 

° Diese Verordnung tritt am.Tage nach der Verkündung im Staats- 

anzeiger für das Land Hessen in Kraft. 

Gießen, 7. September 1989 

Regierungspräsidium Gießen 
gez. Dr. Rhiel 
"Regierungspräsident 

- StAnz. 39/1989 S. 1989 

Verordnung zur Verlängerung der Verordnung zur einst- 

weiligen Sicherstellung des künftigen Naturschutzgebietes 

„Egelpfuhl bei Oberwetz“ vom 2. Oktober 1986 vom 7. Sep- 

tember 1989 . . 

Auf Grund des & 18 Abs. 1 des Hessischen Naturschutzgesetzes 

vom 19. September 1980 (GVBl. IS. 309), zuletzt geändert durch 

Gesetz vom 29. März 1988 (GVBl. IS. 130), wird verordnet: 

Die Gültigkeitsdauer der Verordnung zur einstweiligen Sicherstel- 

lung des künftigen Naturschutzgebietes „Egelpfuhl bei Oberwetz“ 

vom 2. Oktober 1986 (StAnz. S. 2012) wird um zwei Jahre auf fünf 

Jahre verlängert. 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Staats- 

anzeiger für das Land Hessen in Kraft. . 

Gießen, 7. September 1989 

- Regierungspräsidium Gießen 
gez. Dr. Rhiel 
'Regierungspräsident ‘ 

StAnz. 39/1989 S- 1989 

Verordnung zur Verlängerung der Verordnung zur 'einst- 

weiligen Sicherstellung des künftigen Naturschutzgebietes 

'„Ransberg bei Ober-Gleen“ vom 25. November 1986 vom 

7. September 1989 . 

‘Auf Grund des $ 18 Abs. 1 des Hessischen Naturschutzgesetzes 

vom 19. September 1980 (GVBl. IS. 309), zuletzt geändert durch
 

Gesetz vom 29. März 1988 (GVBLIS. 130), wird verordnet:
 

Die Gültigkeitsdauer der Verordnung zur einstweiligen Sicherstel- 

lung des künftigen Naturschutzgebietes „Ransberg bei Ober- 

Gleen“ vom 25. November 1986 (StAnz. S. 2343) wird um zwei 

Jahre auf fünf Jahre verlängert. 

“ Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Staats- 

anzeiger für das Land Hessen in Kraft. 

Gießen, 7. September 1989 

“ Regierungspräsidium Gießen 
gez. Dr. Rhiel 

: Regierungspräsident \ 
StAnz. 39/1989 S. 1989
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7.die Bodengestalt, den Wasserhaushalt oder Gewässer in 

der in $3 Abs. 2 Nr. 7 bezeichneten Art beeinflußt; 

8. Abfälle einbringt, Autowracks abstellt oder das Gelände 
sonst verunreinigt (8 3 Abs. 2 Nr. 8); 

8. Bauwerke errichtet oder erweitert (8 3 Abs. 2 Nr. 9); 

10. Grundstückseinfriedigungen, Freileitungen oder sonstige 
Versorgungsanlagen errichtet (8 3 Abs. 2 Nr. 10); 

11. Inschriften. Plakate, Bild- oder Schrifttafeln aufstellt oder 
anbringt ($ 3 Abs. 2 Nr. 11}; 

12. Biozide anwendet (& 3 Abs. 2 Nr. 12); 

13. Hunde frei laufen läßt ($ 3 Abs. 2 Nr. 13), 
14. Neubegründung von Nadelholzkulturen vornimmt ($ 3 

Abs. 2 Nr. 14); 

15. Kraftfahrzeuge wäscht oder pflegt ($ 3 Abs. 2 Nr. 15}; 

16. wasserwirtschaftliche, straßen- oder wegebauliche Neu- 
und Ausbaumaßnahmen vornimmt (83 Abs. 2 Nr. 16). 

(& Ordnungswidrig im Sinne des $ 15 Nr. I der Verordnung 
zur Durchführung des Reichsnaturschutzgesetzes handelt, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig der Meldepflicht nach $ 6 Abs. 2 
nicht nachkommt. 
(4) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 
hunderttausend Deutsche Mark geahndet werden. Verwal- 
tungsbehörde im Sinne des $ 36 Abs. 1 Nr. I des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten ist die Untere Naturschutzbehörde 
($ 21 Abs. 4 Reichsnaturschutzgesetz). 

58 
Gegenstände, auf die sich eine Ordnungswidrigkeit nach $ 21 
des Reichsnaturschutzgesetzes bezieht, können eingezogen 
werden ($ 22 Reichsnaturschutzgesetz). 

89 

Die Verordnung über das Naturschutzgebiet Koppe im Land- 

kreis Wetzlar vom 12. 2. 1931 des Regierungspräsidenten in 
Koblenz (Amtsblatt der Preußischen Regierung zu Koblenz 
vom 21. 2. 1931} wird aufgehoben. 

810 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung im 
Staatsanzeiger für das Land Hessen in Kraft. 

Darmstadt, 24. 8 1976 
Der Reglerungspräsident 
— Höhere Naturschutzbehörde — 
In Vertretung 
gez. Blöcker 

StAnz. 371976 S. 1641 

Verordnung über das Naturschuizgebiet „Hangelstein“ Im 
Stadtkreis Gießen vom 16. August 1976 

Auf Grund des & 13 Abs. 2 und des $ 15 Abs. 1 des Reichs- 
naturschutzgesetzes vom 26. Juni 1935 (RGBI. I S. 821), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 4. September 1974 (GVBl. IS. 361), 
#n Verbindung mit & 7 Abs. 5 der Verordnung zur Durchfüh- 
rung des Reichsnaturschutzgesetzes vom 31. Oktober 1935 
(RGBI IS. 1275), zuletzt geändert durch Gesetz vom 31. Okto- 
ber 1972 (GVBl. I S. 348), sowie der $$ 1 und 2 des Gesetzes 
über die Zuständigkeiten nach dem Reichsnaturschutzgesetz 
vom 25. Oktober 1958 (GVBl. S. 159) wird mit Zustimmung 
der Obersten Naturschutzbehörde verordnet: 

si 

Das in $ 2 näher bezeichnete Gebiet wird mit dem Tage des 
Inkrafttretens dieser Verordnung in das Landesnaturschutz- 
buch eingetragen und damit dem Schutz des Reichsnatur- 
schutzgesetzes unterstellt. 

82 

(t) Das Naturschutzgebiet „Hangelstein“ im Stadtkreis Gießen 
besteht aus den Grundstücken: 
Gemarkung Wieseck, Flur 22, Flurstück 1 tw., 

Gemarkung Wieseck, Flur 20, Flurstück 1 tw., 

Gemarkung Wieseck, Flur 27, Flurstück 2 tw., 

Gemarkung Wieseck, Flur 23, Flurstück 1 tw. 

Das sind die Abteilungen 223, 224, 225, 226, 227, 228, 229, 230, 
231, 232, 233, 234, 239, 240, 241 des Stadtwaldes Gießen voll- 
ständig. Es hat eine Gesamtgröße von 106,1 ha, 

(2) Die Grenze verläuft wie folgt: 

Sie beginnt im Nordwesten beim Grenzstein Nr. 654, wo die 
alte Daubringer Straße auf die neue Landesstraße Nr. 3148 
Gießen—-Daubringen trifft und folgt dieser in nordöstlicher 
Richtung. 50 m vor der Autobahnunterführung biegt die 
Grenze nach Südsüdost ab und folgt dem entlang der Abtel- 
lungslinie verlaufenden Waldweg, der von Norden zur Höhe 
des Hangelsteines führt, bis zur Fiurgrenze 22/27. Sie folgt 
nun dem auf der Flurgrenze verlaufenden Waldweg nach 
Südost, dann der Bergschneise nach Südwest und schließlich 
der Gemarkungsgrenze Wieseck—Alten-Buseck in vorwiegend 
südlicher Richtung bis zum der Hügelschneise am 
Wald-Feldrand. Dieser folgt sie in westlicher Richtung bis 
zum Schnittpunkt der Flurgrenzen 23, 25 und 27. Von diesem 
Punkt verläuft sie schnurgerade in nordwestlicher Richtung 
entlang der Abteilungslinie bis zur alten Daubringer Straße, 
die in ihrem nordöstlichen Verlauf bis zum Ausgangspunkt 
die Grenze bildet. 

(3) Die Grenzen des Naturschutzgebietes sind in den Karten 
im Maßstab 1:25 000 (topographische Karte Allendorf an der 
Lumda 5318} und 1 : 2006 (Flurkarte) rot eingetragen. 

(4} Diese Verordnung und die in Abs. 3 genannten Karten sind 
beim Reglerungspräsidenten in Darmstadt — Höhere Naiur- 
schutzbehörde — hinterlegt. Weitere Ausfertigungen dieser 
Unterlagen befinden sich beim Hessischen Minister für Land- 
wirtschaft und Umwelt — Oberste Naturschutzbehörde — in 
Wiesbaden, beim Magistrat der Stadt Gießen — Untere Na- 
turschutzbehörde — in Gießen und bei der Hessischen Lan- 
desanstalt für Umwelt in Wiesbaden. Sie können bei den ge- 
Bannten Stellen während der Dienststunden eingesehen wer- 

en. 

(6) Das Naturschufzgebiet wird durch amtliche Hinweisschil- 
der gekennzeichnet. 
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di} Es ist grundsätzlich verboten, in dem Naturschutzgebiet 
Veränderungen vorzunehmen ($& 16 Abs. ?2 Reichsnaturschutz- 

gesetz). 

2} Ferner sind in dem Naturschutzgeblet folgende dem 
Schutz und der Erhaltung zuwiderlaufende Handlungen {& 15 
Abs. 1 Satz 2 Reichsnaturschutzgesetz) verboten, auch wenn 
sie nicht zu Veränderungen im Sinne des Abs. 1 führen: 

1. Pflanzen, einschließlich der Bäume und Sträucher, zu be- 
schädigen oder zu entfernen; 

2. wildlebenden Tieren nachzustellen, sie mutwillig zu be- 
unruhigen, ihre Laute nachzuahmen, sie an Ihren Brut- 
oder Wohnstätten zu fotografieren, zu filmen oder dort 
ihre Laute auf Tonträger aufzunehmen, Vorrichtungen zu 
ihrem Fang anzubringen, sie zu fangen, zu verletzen oder 
zu töten oder ihre Puppen, Larven oder Eier, Nester oder 
sonstige Brut- oder Wohnstätten fortzunehmen oder zu 
beschädigen; 

3. Pflanzen oder Tiere einzubringen; 

4, das Gelände außerhalb der dafür zugelassenen Wege oder 
Flächen zu betreten, zu befahren, dort zu reiten, zu lagern, 
zu zeiten oder Wohnwagen aufzustellen; 

5.zu lärmen, Modellflugzeuge einzusetzen, Feuer anzuzün- 
den oder zu unterhalten; 

6.eine gewerbliche oder wirtschaftliche Tätigkeit auszu- 
üben; 

7. Bodenbestandteile zu entnehmen, Aufschüttungen. Abgra- 
bungen, Sprengungen oder Bohrungen vorzunehmen, Ge- 
wässer im Sinne des & 1 Abs. 1 des Hessischen Wasser- 
gesetzes vom 6. Juli 1960 (GVBl. S. 69. zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 4. September 1974 (GVBl. 15. 361) zu 
beeinträchtigen oder Maßnahmen zur Entwässerung durch- 
zuführen; 

8. feste oder flüssige Abfälle einzubringen, Autowracks abzu- 
stellen oder das Gelände sonst zu verunreinigen; 

9. Bauwerke aller Art zu errichten oder zu erweitern, auch 
solche, die keiner Baugenehmigung oder Bauanzeige be- 

dürfen; 

16. Grundstückseinfriedigungen, Freileitungen oder sonstige 
Versorgungsanlagen zu errichten; 

11. Inschriften, Plakate, Bild- oder Schrifttafeln aufzustellen 
oder anzubringen; 

12. Biozide anzuwenden; 
13. Hunde frei laufen zu lassen; 

14. Neubegründungen von Nadelholzkulturen vorzunehmen.
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Ausgenommen von den Verboten des $ 3 bleiben: 

1. die forstwirtschaftliche Nutzung im bisherigen Umfang und 

in der bisherigen Art ohne Umwandlung von Wald (Ro- 
dung, Ausstockung) im Sinne des $ 8 des Hess. Forstgeset- 

zes in der Fassung vom 13. Mai 1970 (GVBl. I S. 344), zu- 

letzt geändert durch Gesetz vom 4. September 1974 (GVBl. I 

S. 361); 
2. die Ausübung der Jagd; 

3. der Personen- oder Güterverkehr des Eigentümers des 
Grund und Bodens oder der sonst Berechtigten; 

4, die von der Höheren Naturschutzbehörde angeordneten 
Maßnahmen zur Erhaltung, Pflege und Gestaltung; 

5. die nach $ 4 Abs. 2 bis 4 der Verordnung zur Ausführung 
des Naturschutz-Ergänzungsgesetzes vom 10. Juli 1968 
(GVBL IS. 199), zuletzt geändert durch Gesetz vom 5. Ok- 
tober 1970 (GVBl. I S. 598), zulässigen Maßnahmen zur 
geordneten Regulierung des Bestandes an Rabenkrähen, 
Elstern, Eichelhähern, Haus- und Feldsperlingen und an 
Haustauben in verwildertem Zustand. 

85 
(1) In begründeten Einzelfällen, insbesondere zur Durchfüh- 
rung von Forschungsarbeiten, kann die Oberste Naturschutz- 
behörde nach Anhörung der Hessischen Landesanstalt für 
Umwelt weitere Ausnahmen von den Vorschriften des $ 3 
zulassen. 

(2) Die Ausnahmegenehmigung kann unter Bedingungen und 
Auflagen, befristet und unter Vorbehalt des Widerrufs erteilt 
werden. Gegenstand der Bedingungen und Auflagen können 
auch Sicherheitsleistungen sein. 

(3) Die Ausnahmegenehmigung ist, soweit kein vorrangiges 
öffentliches Interesse vorliegt, zu versagen, wenn trotz Be- 
dingungen oder Auflagen eine Beeinträchtigung des Natur- 
schutzgebietes zu befürchten ist. 

(4) Die Ausnahmegenehmigung ersetzt nicht nach anderen 
Vorschriften erforderliche öffentlich-rechtliche Genehmigun- 
gen, Verleihungen, Erlaubnisse, Zustimmungen u. ä. 

86 
(1) Die Eigentümer und jeder, dem ein Recht an einem Grund- 
stück zusteht, müssen die notwendigen Schutz- und Erhal- 
tungsmaßnahmen für das Naturschutzgebiet nach den Anord- 
nungen der Höheren Naturschutzbehörde dulden (8 15 Abs. 2 
Satz 1 Reichsnaturschutzgesetz). 

(2) Die Grundstückseigentümer oder sonst Berechtigten haben 
der Höheren Naturschutzbehörde die in dem Naturschutz- 
gebiet eintretenden Schäden oder Mängel unverzüglich zu 
melden ($ 9 Abs. 1 Satz 2 Verordnung zur Durchführung des 
Reichsnaturschutzgeseizes). 

87 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des $ 21 Abs. 1 Buchst. b des 
Reichsnaturschutzgesetzes handelt, wer vorsätzlich oder fahr- 
lässig in dem Naturschutzgebiet verbotene Veränderungen im 
Sinne des $ 3 Abs. 1 vornimmt. 

(2) Ordnungswidrig im Sinne des $ 21 Abs, 3 Buchst. a des 
Reichsnaturschutzgesetzes handelt, wer vorsätzlich oder fahr- 
lässig, ohne daß dies nach $ $ zulässig ist, 

1. Pflanzen beschädigt oder entfernt ($ 3 Abs. 2 Nr. 1); 

2. wildiebende Tiere in allen Entwicklungsstufen in der in 
$ 3 Abs. 2 Nr. 2 bezeichneten Art beeinträchtigt oder Vor- 
richtungen zu ihrem Fang anbringt; 

3. Pflanzen oder Tiere einbringt ($ 3 Abs. 2 Nr. 3); 

4.das Gelände in der in $ 3 Abs. 2 Nr. 4 verbotenen Art 
benutzt; 

5. lärmt, Modellflugzeuge einsetzt, Feuer anzündet oder un- 
terhält ($ 3 Abs. 2 Nr. 5); 

6. eine gewerbliche oder wirtschaftliche Tätigkeit ausübt ($ 3 
Abs. 2 Nr. 6); 

.7.die Bodengestalt, den Wasserhaushalt oder Gewässer in 
der in 8 3 Abs, 2 Nr. 7 bezeichneten Art beeinflußt; 

8. Abfälle einbringt, Autowracks abstellt oder das Gelände 
sonst verunreinigt ($ 3 Abs. 2 Nr, 8); 

9. Bauwerke errichtet oder erweitert ($ 3 Abs. 2 Nr. 9); 

10. Grundstückseinfriedigungen, Freileitungen oder sonstige 
Versorgungsanlagen errichtet (8 3 Abs. 2 Nr. 10); 

11. Inschriften, Plakate, Bild- oder Schrifttafeln aufstellt oder 
anbringt ($ 3 Abs. 2 Nr. 11); 

12. Biozide anwendet ($ 3 Abs. 2 Nr. 12); 

13. Hunde frei laufen läßt ($ 3 Abs. 2 Nr. 13), 

14. Neubegründungen von Nadelholzkulturen vornimmt (& 3 
Abs. 2 Nr. 14). 

(3) Ordnungswidrig im Sinne des $ 15 Nr. 1 der Verordnung 
zur Durchführung des Reichsnaturschutzgesetzes handelt, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig der Meldepflicht nach $ 6 Abs. 2 
nicht nachkommt. 

(4) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 
hunderttausend Deutsche Mark geahndet werden. Verwal- 
tungsbehörde im Sinne des $ 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten ist die Untere Naturschutzbehörde 

(8 21 Abs. 4 Reichsnaturschutzgesetz). 

88 

Gegenstände, auf die sich eine Ordnungswidrigkeit nach 8 21 
des Reichsnaturschutzgesetzes bezieht, können eingezogen 
werden ($ 22 Reichsnaturschutzgesetz). 

89 

Die Verordnung über den Hangelistein in der Gemarkung der 
Stadt Gießen vom 30. August 1939, veröffentlicht durch den 
Reichsstatthalter in Hessen — Landesregierung — als Höhere 
Naturschutzbehörde, im Hessischen Regierungsblatt Nr. 16 
vom 28. September 1939, wird aufgehoben. 

810 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung im 
Staatsanzeiger für das Land Hessen in Kraft. 

Darmstadt, 16. 8. 1976 
Der Regierungspräsident 
— Höhere Naturschutzbehörde — 
In Vertretung 
gez. Dr. Wierscher 

StAnz. 37/1976 S. 1644 

Zulassung als Sachverständiger für die Untersuchung von 
Lebensmittel-Gegenproben 

Herrn Lebensmittelchemiker Dr.-Ing. Jörg-Martin Schwarz, 
Institut für Lebensmittel-, Wasser- und Umweltanalytik, Bu- 
cher Hauptstr. 25, 8500 Nürnberg, habe ich mit Wirkung vom 
16. 8. 1976 als Sachverständigen zur Untersuchung von Lebens- 
mittelgegenproben pflanzlicher und tierischer Herkunft ein- 
schließlich Bedarfsgegenstände zugelassen. 

Darmstadt, 16. 8. 1976 

Vorhaben der Firma Zerbe KG — Betonsteinwerk — in Ober- 
seelbach 

Die Firma Zerbe KG — Betonsteinwerk — in 8271 Oberseel- 
bach hat Antrag auf Erteilung einer immissionsschutzrecht- 
lichen Genehmigung zur Erweiterung und zum Betrieb einer 
bestehenden Fabrikationshalle und zur Aufstellung und zum 
Betrieb eines stationären Zenith-Pflastersteinautomaten zur 
Herstellung von Verbundpflastersteinen auf dem Grundstück 
in 6271 Oberseelbach, Flur 3, Flurstück 41, 55’1 u. a. m., Grund- 
buch Gemarkung Oberseelbach, gestellt. 

Dieses Vorhaben bedarf gemäß 8 4 Abs. 1 Bundes-Immissions- 
schutzgesetz vom 15. 3. 1974 (BGBl. IS. 721)i. V,m.$ 1 Abs. (1} 
Nr. 2 der Anordnung zur Regelung von Zuständigkeiten für 
genehmigungspflichtige Anlagen nach dem BImSchG vom 
24. 10. 1974 (GVBl. I S. 485) i. d. F. vom 19. 1. 1976 (GVBl. I 
S. 28) der Genehmigung durch den Regierungspräsidenten in 
Darmstadt. 

Die mit dem Antrag auf Erteilung einer immissionsschutz- 
rechtlichen Genehmigung eingereichten Pläne und sonstigen 
Unterlagen liegen in der Zeit vom 14. September 1976 bis 
15. November 1976 zwischen 9.00 und 15.30 Uhr beim Regie- 
rungspräsidenten, Luisenplatz 2, Zimmer 310, 6100 Darmstadt, 
zur Einsicht offen. Als Erörterungstermin, an dem die form- 
gerecht erhobenen Einwendungen auch bei Ausbleiben des 
Antragstellers oder von Personen, die Einwendungen erhoben 
haben, erörtert werden, wird der 10. Dezember 1976, 9.30 Uhr, 
bestimmt. Er findet im Dorfgemeinschaftshaus (Jugendheim) 
in 6271 Oberseelbach statt, 

Der Regierungspräsident 
II 6 — 20a 06/17 (1) 24 
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